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Die Zukunft gehört den
erneuerbaren Energien

Von Prof. Dr. Martin Faulstich

Kopenhagen ist vorbei. Was mit
großer Hoffnung begann, hat die Er-
wartungen nicht annähernd erfüllt.
Der Gipfel ist gescheitert, da gibt es
wenig zu beschönigen. In der
Schlusserklärung bekennen sich die
Staaten lediglich zu dem sogenann-
ten Zwei-Grad-Ziel, das heißt, den
Anstieg der bodennahen Lufttempe-
ratur auf zwei Grad Celsius bis zum
Jahr 2100 gegenüber vorindustriel-
len Zeiten zu begrenzen. In diesem
Ziel liegt zugleich das Problem. Wir
Menschen sind im Laufe der Evolu-
tion mit Wahrnehmungs- und Hand-
lungsfähigkeiten ausgestattet wor-
den, mit denen wir auf unmittelbare
Gefahren reagieren können. Über
Millionen von Jahren lagen Hand-
lung und Wirkung der Menschen
zeitlich und örtlich nah zusammen.
Selbst in den Anfängen des Umwelt-
schutzes gab es zwischen Luftver-
schmutzung und notwendiger Luft-
qualität noch einen relativ ursächli-
chen Zusammenhang. Der Klima-
wandel hingegen ist eine neue Di-
mension. Das dafür maßgebliche
Treibhausgas Kohlendioxid, das
CO2, ist unsichtbar und nicht unmit-
telbar giftig, seine Folgen treten zu-
dem erst Jahrzehnte später ein und
vermeintlich vor allem in fernen
Ländern. Spätestens die Globalisie-
rung hat uns jedoch unauflöslich
miteinander verbunden, wir sitzen
sprichwörtlich im selben Boot. Den-
noch erfordert es eine nie gekannte
intellektuelle und zivilisatorische
Anstrengung, heute für kommende
Generationen in anderen Kontinen-
ten tätig zu werden.

Zurück zu Kopenhagen. Das we-
nige Gute zuerst: Der Klimawandel
wird nicht mehr angezweifelt, in
Europa nicht und auch nicht in Chi-
na und den USA. Zu mehr hat es
jedoch nicht gereicht, dabei stehen
die notwendigen Handlungspriori-
täten schon lange fest. Die Weltge-
meinschaft muss bis 2050 mindes-
tens 50 Prozent ihrer klimarelevan-
ten Emissionen mindern, die Indust-
rieländer wahrscheinlich sogar um
die 95 Prozent. Derartige Zielwerte
sind wichtig und müssen ernst ge-
nommen werden, obwohl sie noch
weit weg erscheinen. Langzeitziele
müssen jedoch dringend in konkre-
te, überprüfbare Meilensteine he-
runtergebrochen werden. Auch hier
ist Kopenhagen gescheitert. Je spä-
ter konkrete Ziele angegangen wer-
den, umso schwieriger und teurer
wird der Weg zur Zielmarke. Des-
halb muss Europa jetzt klare Zei-
chen setzen. Die Folgekonferenz in
Bonn bietet dafür die Top-Chance.

Hauptverursacher des Klimawan-
dels sind bekanntermaßen die Koh-
lendioxidemissionen aus der Ver-
brennung der fossilen Energieträger
Öl, Gas und Kohle. Führend sind
hier noch immer die USA, die pro
Kopf und Jahr im Vergleich zu bei-
spielsweise Indien rund 25-mal so
viel Energie verbrauchen. In absolu-
ten Mengen ist vor wenigen Monaten
China auf den zweifelhaften ersten
Platz der Rangliste der größten
Emittenten aufgestiegen. Wenn sich
Milliarden Menschen in Asien auf
den Weg machen, den Lebensstan-
dard der Industrieländer zu kopie-
ren, erträgt die Erde das sicher
nicht. Aber wer im Glashaus sitzt,
sollte nicht mit Steinen werfen.
Auch Deutschland muss den Weg in
die postfossile Gesellschaft be-
schreiten, in eine nachhaltige In-
dustriegesellschaft, die ihren Wohl-
stand nahezu klimaneutral mit
deutlich weniger Ressourcen be-
werkstelligt. Auch unsere Versor-
gung mit Strom, Wärme und Treib-
stoffen basiert noch weitgehend auf
fossilen Energieträgern. Sämtliche
Bereiche gilt es nun nahezu
vollständig auf regenerative Ener-
gieträger umzustellen, nicht nur
deutschlandweit, sondern europa-
weit und langfristig weltweit. Sonst
besteht die Gefahr, dass die einge-

sparten Emissionen eines Landes
durch die eines anderen egalisiert
werden. Zugleich muß die Energie-
effizienz vorangetrieben werden.

Lassen sich denn in Deutschland
die fossilen Energieträger durch re-
generative Quellen weitgehend er-
setzen? Ja, es geht, allerdings mit
großen Unterschieden in den einzel-
nen Bereichen. In der Wärmeversor-
gung muß der Energiebedarf zu-
nächst durch flächendeckende Wär-
medämmung massiv gesenkt wer-
den. Im Verkehrsbereich sind Re-
duktion und Substitution weitaus
schwieriger umzusetzen. Elektro-
mobilität ist hier ein vielverspre-
chender Lösungsansatz. Im Strom-
bereich ist es mit Abstand am besten
möglich, vollständig regenerativ zu
werden. Das zeigen bereits etliche
belastbare Studien renommierter
Institute wie Prognos, DLR oder
Fraunhofer, die sicher unverdächtig
sind, nur weltfremde Visionäre zu
sein. Auch der Sachverständigenrat
für Umweltfragen hält die vollstän-
dig regenerative Stromerzeugung
bis 2050 für notwendig und für
machbar. Freilich muss dieser
Strom nicht unbedingt allein aus
Deutschland kommen. Je größer das
Erzeugungsgebiet und je weitge-
spannter das Netz, umso leichter
und preiswerter wird es. Je mehr
Wind und Sonne dort erzeugt wer-
den, wo die Bedingungen dafür be-
sonders günstig sind, desto weniger
Fläche wird benötigt. Das System
kann durchaus von Norwegen bis
Italien und von Spanien bis in die
Ukraine reichen. Allerdings sind
dann auch Stromnetze für den
Transport und entsprechende Spei-
cher für den Ausgleich erforderlich.
Die gängige ökologische Maxime
„small is beautiful“ ist also nur noch
bedingt richtig. Es geht vielmehr um
intelligente Kombinationen von
zentralen und dezentralen Techno-
logien, die Bandbreite reicht vom
kleinen Blockheizkraftwerk im Kel-
ler über den großen Windkraftpark
im Meer bis zum solarthermischen
Kraftwerk im Desertec-Maßstab. 

Manch einer mag bislang die Rolle
der nachwachsenden Rohstoffe ver-
misst haben. Bei steigender Weltbe-
völkerung wird auch die Nutzungs-
konkurrenz um die land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen zunehmen.
Langfristig wird die Biomasse neben
der Wärmenutzung vorzugsweise
für die stofflich arbeitende Indust-
rie, also die chemische Industrie be-
nötigt. Stromerzeugung sowie land-
gestützter Personenverkehr können
im Zeitalter nach dem Erdöl durch-
aus auch ohne Biomasse sicherge-
stellt werden. Die chemische Indust-
rie hingegen benötigt aber einen
stofflichen Ersatz für das Erdöl und
da kommt nur Biomasse infrage,
wenn nicht die Kohlechemie eine
Renaissance erleben soll.

Die hier skizzierten Ansätze für
Deutschland 2050 lassen sich kaum
ernsthaft bezweifeln. Wie kommen
wir aber dahin? Damit sind wir bei
den viel zitierten Brückentechnolo-
gien. Wer eine Brücke bauen will,
sollte zunächst wissen, wo das ande-
re Ufer ist und wie lange die Brücke
benötigt wird. Übertragen auf die
Stromerzeugung heißt das, wie lan-
ge passen konventionelle Kern- und
Kohlekraftwerke mit den erneuer-
baren Energien zusammen? Koh-
lekraftwerke werden durch knapper
werdende Kohle sowie die notwen-
dige Kohlendioxidabscheidung und
-speicherung (CCS) zwangsläufig
immer teurer, die erneuerbaren
Energien durch technischen Fort-
schritt, Serienfertigung und größere
Anlagen immer günstiger. Auch oh-
ne Ökologie und Ideologie, aus
schlichter ökonomischer Vernunft
gehört den Erneuerbaren die Zu-
kunft. Trotz oder gerade wegen Ko-
penhagen, jetzt ist mehr denn je po-
litische Gestaltungskraft gefragt,
um die notwendigen Weichen für
den Weg zu einer nachhaltigen In-
dustriegesellschaft zu stellen.

Kanzlerin Angela Merkel und Bundes-
umweltminister Norbert Röttgen.

„Mitgliederschwund in den beiden
großen Kirchen nicht dramatisieren“

Zollitsch und Käßmann warnen aber vor Privatisierung des Glaubens
Frankfurt/Main. (APD) Trotz des

anhaltenden Mitgliederschwunds
sehen die beiden großen christlichen
Kirchen in Deutschland ihre Bedeu-
tung nicht geschmälert. In Inter-
views der Nachrichtenagentur
DAPD warnten die beiden führen-
den Repräsentanten, Bischöfin Mar-
got Käßmann und Erzbischof Robert
Zollitsch, zugleich vor einer Drama-
tisierung der Entwicklung.

„Zwei Drittel der Menschen in
unserer Gesellschaft sind Mitglied
einer Kirche. Das ist ein sehr rele-
vanter Faktor, aber der wird manch-
mal runtergespielt, als wären wir bei
zehn Prozent angelangt“, sagte die
Hannoversche Landesbischöfin und
Ratsvorsitzende der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD).

Aber auch eine kleiner werdende
Kirche habe einen enorm wichtigen
Auftrag. Käßmann will die Men-
schen deswegen ermutigen, selbst-
bewusst Mitglieder der Kirche zu
sein, weil sie in der Gesellschaft eine
wichtige Wertehaltung darstellten.

Nach den vorliegenden Zahlen
schrumpfen die Kirchen schneller
als die Gesellschaft. So nahm die
Zahl der Katholiken im Jahr 2008
um 284000 ab. Die Gesamtzahl der
Menschen in Deutschland sank im
gleichen Zeitraum nur um 215000.
Besonders hoch ist dabei die Zahl
der Austritte: Rund 120000 Mitglie-
der verlor die katholische Kirche im
Jahr 2008 auf diese Weise. Aus der

evangelischen Kirche traten sogar
160000 Menschen aus.

Der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Zollitsch, will
sich nicht mit dem anhaltenden Mit-
gliederschwund abfinden. Es liege
an der Kirche selbst, die Menschen
wieder stärker an sich zu binden,
sagte der Freiburger Erzbischof.
Letztlich suchten die Menschen Halt
und Orientierung in einer unüber-

sichtlichen Welt. „Die
können wir anbieten,
wenn wir unsere Bot-
schaft in besser verständ-
licher Weise vermitteln“,
sagte Zollitsch.

Dabei sei eine Sprache
wichtig, die jeder verste-
he. „Damit meine ich
nicht eine Anpassung an
den Zeitgeist, sondern ein
Prägen der Zeit durch den
Geist des Evangeliums“,
sagte er. Dazu sei eine
Wortwahl nötig, die nicht
abschrecke oder gar Ver-
unsicherung stifte.

Gemeinsam wandten
sich Käßmann und Zol-
litsch gegen eine zuneh-
mende Privatisierung des
Glaubens. Das Christen-
tum sei von Anfang an
eine Gemeinschaftsreligi-
on – auch mit allen Prob-
lemen und Konflikten,
sagte Käßmann und fügte

hinzu: „Dass ich mich in diese Ge-
meinschaft einbringe, ist Teil des
christlichen Glaubens“.

Zollitsch betonte: „Wir dürfen ihn
nicht zurückgezogen für uns alleine
leben. Der Glaube lebt in der Ge-
meinschaft und aus der Gemein-
schaft.“ Deshalb müsse die Kirche
jene Räume anbieten, in denen sich
der Glaube feiern und miteinander
teilen lässt.

Hohe Erwartungen an Deutschland
Kanzlerin hofft beim nächsten Klimagipfel in Bonn auf verbindliche Zusagen

Von Oliver von Riegen, dpa 

Nach dem Gipfel ist vor dem
Gipfel: Die Pleite des Welt-
klimagipfels in Kopenhagen

erhöht auch den Druck auf Deutsch-
land. Bei der nächsten Konferenz in
Bonn werden viele Staaten auf
Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
schauen. Sie hat die Initiative für
das Treffen gehabt, allerdings wird
Umweltminister Norbert Röttgen
(CDU) in Bonn verhandeln. Leichter
als bei dem enttäuschenden Gipfel
in der dänischen Hauptstadt dürfte
es nicht unbedingt werden: Die 193
Staaten haben eine Einigung in Ko-
penhagen verfehlt und verschoben.

Die Kanzlerin hat die Zuversicht
nicht verloren – das würde auch das
Risiko in sich bergen, dass Deutsch-
land seine bisherige Rolle in der EU
verspielt. Merkel hofft, dass es im
nächsten Jahr in Bonn und Mexiko
um verbindlich festgelegte Klima-
schutz-Ziele geht. Damit hängt sie
die Hürde hoch. Ihr Kommentar
nach dem UN-Klimagipfel war
deutlich: „Was wir zugeben müssen
ist, dass die Verpflichtungen, die
jetzt insgesamt angegeben werden,
noch nicht die Verpflichtungen sind,
mit denen wir das Zwei-Grad-Ziel
bis 2050 auch wirklich erreichen

können.“ Das Bremsen der Erder-
wärmung ist bisher nicht gelungen.

Warum sollte es in Bonn anders
laufen? „Ich bin optimistisch und
manchmal auch zäh bei den Ver-
handlungen“, sagt die Kanzlerin. In
Bonn ist ihr neuer Umweltminister

dran. Er muss Verhandlungsge-
schick beweisen. Bei der Weltklima-
konferenz hatte Röttgen seine Pre-
miere und zeigte sich nach Ansicht
von Beobachtern selbstbewusst und
sachlich. Über 50 Stunden lang
musste er in der dänischen Haupt-
stadt ohne Schlaf auskommen. Den-
noch räumte er danach ein: „Wir
wollten mehr.“ 

Umweltschützer halten einen
Durchbruch in Bonn zwar für denk-
bar. Doch dafür müsste nach ihrer
Ansicht mehr als bisher gemacht
werden. Der Bund für Umwelt und
Naturschutz (BUND) fordert größe-
re nationale Anstrengungen. Ein
Tempolimit für Autobahnen soll her,
obwohl der Beitrag zur Senkung des
klimaschädlichen Kohlendioxids
umstritten ist. 

DIHK-Chef Hans Heinrich Drift-
mann lehnte dagegen ein weiteres
Voranpreschen der Bundesrepublik
ab. „Die Kopenhagen-Konferenz
hat klargemacht, dass die klimapoli-
tische Vorreiterrolle Deutschlands
und der Europäischen Union andere
Staaten nicht automatisch zu ebenso
klaren Reduktionszusagen veran-
lasst.“ Klimaschutzziele müssten
deshalb mit Rücksicht auf Wettbe-
werbsfähigkeit und Beschäftigung
umgesetzt werden.

Die EKD-Ratsvorsitzende Margot Käßmann und
Erzbischof Robert Zollitsch.
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